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Neuregelung des Kinderzuschlags für Pfarrer und Kirchenbeamte 
Landeskirchenamt 
Nr .. 23289/B .9--01 

Bielefeld, den 2. 11. 1953 

Nachstehende Verordnung geben wir bekannt: 
Die Leitung der Evangelischen Kirche von West­

falen hat beschlossen, daß diese Verordnung auch 
für die Besoldung und Versorgung der Pfarrer und 
Hilfsprediger, für die Besoldung der Ostpfarrer mit 
Beschäftigungsauftrag sowie für die Besoldung und 
Versorgung der· Kirchengemeindebeamten,· soweit 
die Besoldung nach staatlichen Besoldungsgrund­
sätzen geschieht, mit Wirkung vom 1. Januar 1953 
angewandt wird. 

Verordnung 
zur Änderung der Ausfuhrungsbestimmungen zu 

dem Besoldungsgesetz (Besoldungsvorschriften) über 
den Kinderzuschlag 

Vom 10. September 1953 

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des· Gesetzes zur Ergän· 
zung des Besoldungsgesetzes, der Dritten Sparverord­
nung und· zur rechtlidien Gleichstellung der weiblidien 
und männlichen Lehrkräfte (Drittes Besoldungsände­
rungsgesetz)vom 15. Dezember 1952 (GV. NW. S. 425)1) 
und des § 45 des Besoldungsgesetzes vom 16. Dezember 
1927 (RGBl. 1 S. 349) werden die Ausführungsbestim· 
mungen zu dem Besoldungsgesetz (Besoldungsvorschrif· 
ten) vom 12. März 1928 (RBB. S. 33} in der Fassung 
vom 12. Mai 1940 (RBB. S. 139) und der dazu ergan· 
genen Änderungen für das Land mit Wirkung vom 
1, Januar 1953 wie folgt geändert: 

1. Nr. 67Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
,,Stiefldnder sind die ehelichen, für ehelich er­
klärten oder an Kindes Statt angenommenen Kin­
der des anderen Ehegatten, die nicht zugleich 
eigene Kinder sind, sowie die unehelichen Kinder 
der Ehefrau, nicht aber die unehelichen Kinder 
des Ehemannes. Für Stiefldnder wird der Kinder­
zuschlag nur gezahlt, wenn nicht von anderer Seite 
ganz. oder ilbetwiegend Unterhalt gewährt wird. 
Der Unterhalt wird von anderer Seite überwiegend 
gewährt, wenn die Unterhaltsleistungen der an­
deren Seite monatlich vierzig Deutsche Mark über· 
steigen, Als Vnterlialtsleistzmgen gelten alle Zah­
lungen und Sachleistungen für das Stieflcind, z. B. 

1) KABl. 1953 Seite 21 

auch Waisenrenten, Zusatzrenten und andere Ein­
künfte des Stiefhindes. Das gleiche gilt, wenn das 
Stiefkind Vermögen besitzt und wenn davon der 
Unterhalt des Stiefkindes ganz oder überwiegend 
bestritten werden Ttann. Eigenes Arbeitseinkommen 
des Stiefkindes, Ausbildurigs- und Erziehungsbei­
hilfen, Freistellen und Zuschüsse zum Studium, die 
ganz oder teilweise aus öffentlichen Mitteln flie­
ßen, sowie Leistungen der öffentlichen Fürsorge, 
sofern der Fürsorgeverband den Unterhaltspflich· 
tigen mindestens in Höhe des Kinderzuschlags zum 
Kostenersatz und zur Erfüllung der Unterhalts• 
pflicht gemäß den Fµrsorgebestimmungen heran­
zieht, bleiben unberücksichtigt." 

2. In Nr. 67 Al,s. 6 erhält Satz 2 folgende Fassung: 
„Er gewährt dann überwiegend den Unterhalt, wenn 

die Unterhaltsleistungen des Vaters oder die dem 
Kind zufließenden Versorgungsleistungen vierzig 
Deutsche Marle monatlich nidit übersteigen." 

2. Nr. 69 wird gestrichen. 
4. Nr. 70a erhält folgende Fassung: 

„Die Verlängerung der Altersgrenze wird in der 
Weise berechnet, daß die Zeiten der Verzögerung 
des Abschlusses der Schul- oder Berufsausbildung 
zum Tag der Vollendung des 24. Lebensjahres hin­
zugezählt werden. Es werden dabei auch die Zeiten 
der Verzögerwig mitgezählt, die nach dem voll­
endeten 24. Lebensjahr liegen." 

5. Nr. 71 Abs. 3 wird gestrichen. 
6. In Nr. 72 Abs. 5 wird der vorletzte Satz durch fol­

gendes ersetzt: 
„Als geringfügig in diesem Sinne sind nur solche 
lauf enden Bezüge anzusehen, die monatlich vierzig 
Deutsche Mark nicht übersteigen;'' 

7. ln Nr. 72 ;J.bs. 8 erhält der letzte Satz folgende 
Fassung: 
„Unterhaltsleistungen der Unterhaltsverpflichteten 
von nicht mehr als vierzig Deutsche Mark monat· 
lieh können unberüclcsiditigt bleiben." 

Düsseldorf, den 10. September 1953. 

Der Innenminister 
des Landes 

N ordrhein~W estf aleii: 
Dr. M e y e r s. 

Der Finanzminis.ter 
des Landes 

N ordrhein-Wesi/alen:. 
Dr. F l e C k e n. 

GV.,NW. 1953 S. 371. 
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Neuregelung des Wohnungsgeldzuschusses für Angestellte 
Landeskirchenamt 
Nr. 22071/B 9 -16 

Bielefeld, den 2. 11. 1953 

Nachstehenden Tarifvertrag und die Durchfüh­
rungsbestimmungen geben wir auszugsweise be­
kannt. 

Die Leitung der Evangelischen Kirche von West­
falen hat beschlossen, daß nach diesem Tarifvertrag 
nebst Durchführungsbestimmungen auch bei den 
tarifmäßig besoldeten Arbeitskräften der Kirchen­
gemeinden und kirchlichen Verbände zu verfah­
ren ist. 

Der Tarifvertrag vom 6. August 1953 tritt an die 
Stelle des Tarifvertrages vom 25. November 1952 
(KABL 1953 S. 6 ff.). 

Tarifvertrag vom 6. August 1953 über die 
Neuregelung des Tfl ohnungsgeldzuschusses 

für Angestellte 

Gem. RdErl. d. Finanzministers - B 4160 - 10065/JV 
u. d. Innenministers--· II C 4127.14145 - 15527153 

v. 9.9.1953 

A. Nachstehenden Tarifvertrag geben wir bekannt: 
„Tarifvertrag 

vom 6. August 1953 

Zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch den Bundesminister der Finanzen, 
der Tarifgemeinschaft deutsdwr Länder, 
vertreten durdi den Vorsitzer des Vorstandes, 
der Vereingung der lcomnmnalen Arbeitgeberverbände, 
vertreten durch den Vorstand, 

einerseits 
und 

der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und 
Verkehr~ Hauptvorstand - Stuttgart, 
der Deutschen Angestelltengewerkschaft - Hauptvor­
stand - Hamburg, 

andererseits, 
wird für die Tarifangestellten 
a) der Bundesverwaltung cinschließlidi der in Artikel 

130 des Grundgesetzes bezeichneten Verwaltungs­
organe und Einrichtungen -· mit Ausnahme der 
Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bundes­
post-, 

b) de~ V~rwaltungen und Betriebe der Länder und der 
Stadtgemeinde Bremen, soweit deren Arbeitsver­
hältnisse durch Tarifvertrag zwischen der Tarif­
gemein,diaft deutscher Länder und den oben ge­
nannten Gewerkschaften bestimmt werden, 

c) der Mitglieder der Mitglied1;erbände der Vereini• 
gun'g der lr.ommunalen Arbeitgeberverbände, soweit 

'deren· Arbeitsverhältnisse durch Tarifvertrag zwi­
schen der Vereinigung der k.ommunalen Arbeit­
geberverbände und den oben genannten Gewerk­
schaften bestimmt werden, 

folgendes vereinbart: 
§ 1 

Der § · 6 der Tarifordnung A für Angestellte im 
öffentlichen Dienst {TO. A) in der Fassung des Tarif­
vertrages vom 25. No.vember 1952*) wird durch nach­
stehende Neuregelung ersetzt: 

*) KABI. · 1953 Seite 6 ff. 

80 

,,§ 6 Wohnungsgeldzusch.uß. 

(1) Der Wohnungsgeldzuschuß bestimmt sich nach. dem 
dienstlichen Wohnsitz des Angestellten und nach 
der in der Anlage 1 zur TO. A für die einzelnen 
Vergütungsgruppen festgelegten Tarifklasse, diese 
gilt für verheiratete, verwitwete oder gesch.iedene 
Angestellte sowie für ledige Angestellte nach Voll­
endung des vierzigsten Lebensjahres (voller Woh­
nungsgeldzuschuß ). 

(2) Verheiratete Angestellte, deren Ehegatte Beamter, 
Versorgungsberechtigter oder Angestellter im öf­
f entlich.en Dienst ist und denen kein Kinderzu­
schlag zusteht, erhalten den Wo/inungsgeldzuschuß 
der nächstniedrigeren Tarifldasse (einfacher Woh­
nungsgeldzusch.uß ). Sofern Kinderzuschlag zusteht, 
erhält der Angestellte den vollen Wohnungsgeld­
zuschuß, wenn ihm eine höhere Tarifklasse des 
W ohnungsgeldzusch.usses als dem Ehegatten zu· 
steht, bei gleidier Tarifklasse, wenn er der ältere 
ist. Sind die letztgenannten Voraussetzungen nicht 
gegeben, so erhält er den Wohnungsgeldzuschuß 
der nächstniedrigeren Tarifklasse; für die Zuwei­
szmg zu den Stufen des Wohnungsgeldzuschusses 
( Abs. 6) gelten die Bestimmungen in Nr. 48 Abs. 1 
und Nr. 50 Abs. 4 BV entsprechend. 

( 3) Ledige Angestellte bis zum vollendeten vierzig­
sten Lebensjahr erhalten an Stelle des Wohnungs· 
geldzuschusses, der sidi aus der Anlage 1 zur TO. A 
ergeben würde, den der nächstniedrigeren Tarif· 
klasse. Sie erhalten den vollen Wolmungsgeldzu· 
schuß, solange sie im eigenen Hausstand ihrem 
unehelichen Kinde Wohnung und Unterhalt ge· 
währen. Ein Kind gilt auch dann als in den eige· 
nen Hausstand auf genommen, wenn der Ange· 
stellte es auf seine Kosten anderweitig unter-

. bringt, ohne daß der Familienzusammenhang mit 
dem Hausstand des Angestellten dauernd aufge· 
hoben sein soll. 

Ledigen Angestellten soll der volle Wohnungsgeld­
zuschuß gewährt werden, solange sie im eigenen 
Hausstand aus gesetzlicher oder sittlicher Ver· 
pflichtimg Verwandten bis zum 4. Grad, Versch.wä· 
gerten bis zum 2. Grad, Adoptiv- oder Pf[.egekin­
dern oder Adoptiv- oder Pflegeeltern Wohnung 
und Unterhalt gewähren. 

(4) Die einschränlcende Bestimmung im Absatz 3 
Satz 1 gilt nich.t für Geistliche. 

(5) Die Ortsklasse wird nach dem für die Gewährung 
von Wohnungsgeldzuschuß an die Bundesbeamten 
jeweils maßgebenden OrtsMassenverzeichnis fest• 
gesetzt. 

(6) Der Wohnungsgeldzuschuß beträgt monatlich 

a) fiir Angestellte mit weniger als 3 ldnderzu· 
sclilagfähigen Kindern: 

für die Tariflclasse 

in Ortsklasse III IV V VI 
DM DM DM DM 

Sonderklasse 143,- 104,- 78,- 57,-
A 123,50 91,- 66,- 48,-
B 97,50 71,50 54,50 40,-
C 78,- 58,50 43,- 31,-



b) für verheirateJe, verwitwete oder geschiedene An­
gestellte mit 3 oder 4 kinderzuschlagfähigen Kin­
dern: 

für die Tarifklasse 

in Ortsklasse Ill IV V 
DM DM DM 

Sonderklasse 176,- 128,- 96,-
A 152,- 112,- 82,-
B 120,- 88,- 67,50 
C 96,- 72,- 53,-

c) für verheiratete, verwitwete oder geschiedene An­
gestellte mit 5 oder mehr kinderzuschlagf ähigen 
Kindern: 

für die Tarifldasse 

in Ortsldasse Ill IV V 
DM DM DM 

Sonderlclasse 198,- 144,- 108,-
A 171,- 126,- 92,-
B 135,- 99,- 76,-
C . . . . 108,- 81,- 59,50 

(7) Im übrigen gelten die Bestimmungen über den 
Wohnungsgeldzuschuß der Bundesbeamten in der 
jeweils geltenden Fassung entsprechend; § 39 Ab­
satz 3 des Besoldungsgesetzes vom 16. Dezember 
1927 (RGBl. I S. 349) in der für den Bund gel-

tenden Fassung findet jedoch keine Anwendung." 

§2 

Die Anlage 1 zur TO. A wird wie folgt geändert: 
Es erhalten die Angestellten 

der Vergütungsgruppen I bis IlI, die Tarifklasse Ill, 
der Vergütungsgruppen IV bis VI b die Tarifklasse IV, 
der Vergütungsgruppen Vll bis X die Tarifklasse V 

des Wohnungsgeldzuschusses. 
Die beiden einzelnen Vergütungsgruppen jeweils 

bei Ziffer 5 - ,,Tarifl.lasse des Wohnungsgeldzu. 
schusses" - bisher in Klammern angebrachten Hin­
weise auf die Tariflclasse der Ledigen werden ge­
strichen, 

Die Anlage 2 zu § 9 Abs. 3 TO. A wird dahin 
geändert, daß die Angestellten unter 26 bzw. unter 
30 Jahren dieselben Tarifklassen des Wohnungsgeld­
zuschusses erhalten wie die der Anlage 1. 

§3 

Nr. 4 der Allgemeinen Dienstordnung ( ADO) für 
übertarifliche Angestellte im öffentlichen Dienst vom 
10. Mai 1938 in der Fassung des Tarifvertrages vom 
25. November 1952*) wird wie folgt geändert: 
(1) Neben der Grundvergütung nadi Nr. 3 wird ein 

W ohnungsgeldzuschuß in folgender monatlicher 
Höhe gewährt (voller Wohnungsgeldzuschuß): 
a) in der Stufe a (Tarifklasse Il) 

in Ortsldasse • • • Sonderklasse 182,- DM 

b) in der Stufe b 
in Ortsklasse • 

A 156,- DM 
B 130,- DM 
C 97,50 DM 

Sonderklasse 
A 
B 
C 

224,- DM 
192,- DM 
160,- DM 
120,- DM 

c) in der Stufe c 
in Ortsklasse • Sonderklasse 252,- DM 

A 216,- DM 
B 180,- DM 
C 135,- DM 

(2) Als einfacher Wohnungsgeldzuschuß wird der Woh­
nungsgeldzuschuß der Tarifklasse lll gewährt. 

(3) Im übrigen gelten die Bestimmungen des § 6 der 
TO. A in der Fassung des Tarifvertrages vom 
6. August 1953. 

§4 

Die Anlage zur Allgemeinenen Dienstordnung für 
Angestellte im öf /entliehen Dienst, die das 18. Lebens· 
jahr noch nicht vollendet haben, vom 10. Mai 1938 
wird wie folgt geändert: 

Es erhalten die Angestellten 
der Vergütungsgruppe VI die Tariflclasse IV, 
der Vergütungsgruppen VII bis X die Tarifklasse V 

des Wohnungsgeldzuschusses. 
Der bisherige Hinweis auf Ledige wird gestrichen. 

§ 5 

(1) Soweit auf Grund des Tarifvertrages vom 25. No­
vember 1952*) bereits Zahlungen erfolgt sind, die 
über die Beträge hinausgehen, die nach diesem 
Tarifvertrag zustehen, wird von der Rückforde­
rung abgesehen. 

(2) Für die Angestellten, deren Angestelltenverhältnis 
in der Zeit vom 1. Januar 1953 bis zum 31. August 
1953 beendet ist, verbleibt es bei den Bestim­
mungen des Tarifvertrages vom 25. November 
1952*). §6 

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Ja­
nuar 1953 an die Stelle des Tarifvertrages vom 25. No­
vember 1952* ). Er lrnnn mit einer Frist von 6 Wochen 
zum Schluß eines Kalendervierteljahres, erstmalig zum 
31. März 1954, geldindigt werden. 

Bonn, den 6. August 1953." 

B. Bei der Durchführung des Tarifvertrages sind fol­
gende Bestimmungen zu beachten: 

1. Der Tarifvertrag. vom 6. August 1953 tritt an die 
Stelle des Tarifvertrages vom 25. November 1952 
(MBl. NW. 1953 S. 72).*) 

2. Er enthält gegenüber dem. Tarifvertrag vom 25. No­
vember 1952*) folgende wesentliche Änderung: 

Den einfachen Wohnungsgeldzuschuß erhalten 
a) ledige Angestellte bis zur Vollendung des 40. Le­

bensjahres, wenn ihnen nicht wegen Erfüllung 
von Unterhaltspflichten der volle Wohnungs­
geldzuschuß gezahlt wird (§ 6 Abs. 3 TO. A -
neue Fassung-), 

b) verheiratete Angestellte, deren Ehegatte Beam­
ter, Versorgungsberechtigter im Sinne des Be­
amtenrechts oder beamtenrechtlicher Grundsätze 
oder Angestellter im öffentlichen Dienst ist und 
denen kein Kinderzusdilag zusteht ( § 6 Abs. 2 
Satz 1 TO. A - neue Fassung -}, 

c) verheiratete Angestellte, deren Ehegatte Be­
amter, Versorgungsberechtigter im Sinne des 
Beamtenrechts oder beamtenrechtlicher Grund­
sätze oder Angestellter im öffentlichen Dienst 
ist und denen zwar Kinderzuschlag zusteht, bei 
denen aber die in § 6 Abs. 2 Satz 2 TO. A -

*) KABI. 1953 Seite 6 ff. 
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neue Fassung - genannten Voraussetzungen 
. niclit gegeben sind. 

Alle übrigen Angestellten erhalten den vollen Woh­
nungsgeldzuschuß. Eine Beschäftigung des Ehe­
gatten außerhalb des öffentlichen Dienstes oder als 
Lohnempfänger im öf /entliehen Dienst ist ohne 
Rücksicht auf die Höhe des Einkommens des Ehe­
gatten ohne Einfluß auf die Gewährung des Woh­
nungsgeldzuschusses. 

3. Die richtige Festsetzung des Wohnungsgeldzuschus­
ses eines verheirateten Angestellten erfordert zu­
nächst die Feststellung, ob der Ehegatte des Ange­
stellten als Beamter oder Angestellter im ölfent­
liche71: Dienst steht oder Versorgungsberechtigter 
im Sinne des Beamtenrechts oder beamtenrechtlicher 
Grundsätze ist. 

Zu diesem Zweck haben alle verheirateten Ange­
stellten eine Erklärung nach dem Muster 1**) ab­
zugeben. 

4. Ergibt die Feststellung nach Muster 1, daß der Ehe­
gatte des Angestellten als Beamter oder Ange­
stellter im öf/entlidien Dienst steht oder Versor­
gungsberechtigter im Sinne des Beamtenredits oder 
beamtenrechtlicher Grundsätze ist, so ist der Aus­
tausch von Vergleidismitteilungen nach Muster 2**) 
er/ orderlich. 

5. Nach § 165 RVO ist bei der Feststellung der Jah­
resarbeitsverdienstgrenze nur der ein/ adie W oh­
nungsgeldzusdmß zu berüclrsichtigen. Der Unter­
schiedsbetrag zwisc.hert dem vollen Wohnungsgeld­
zuschuß ist als ein Zuschlag anzusehen, der mit 
Rücksicht auf den Familienstand gezahlt wird. Das 
gilt auch für verheiratete Angestellte, die das vier­
zigste Lebensjahr vollendet haben. Dagegen ist bei 
ledigen Angestellten, die da.9 vierzigste Lebensjahr 
vollendet haben, und daher den vollen Wohnungs­
geldzuschuß erhalten, der volle Wohnungsgeld­
zuschuß bei der Feststellung der Jahresarbeits­
verdienstgrenze zu berüchsiditigen. Das gleiche gilt 
für ledige Angestellte, die den vollen Wohnungs­
geldzuschuß wegen Erfüllung von Unterhaltspfiidi­
ten erhalten. 

6. Bezüglich der gesetzlidien Unterhaltspflidit ist, ab­
gesehen von minderjährigen unverheirateten Kin­
dern, Voraussetzung für den Unterhaltsanspruch, 

**) Muster. können 1m Bedarfsfalle beim Landeskirchen­
amt angefordert werden. 

daß sich der Unterhaltsberechtigte nicht selbst un­
terhalten lcann. Diese Voraussetzung muß auch vor­
liegen, wenn die Unterhaltsgewährung auf einer 
sittlichen VerpfUditung beruht. Der Tarifvertrag 
vom 25. November 1952 sah vor, daß der volle 
W ohnungsgeldzuschuß nidit beansprucht werden 
lwnnte, wenn der in den Hausstand Auf genommene 
ein eigenes Ein/rammen von mehr als 75 DM mo• 
natlich bezog. Dieser Betrag kann auch jetzt noch 
als Anhaltspunlu dienen. Wird mehreren Angehö­
rigen Unterhalt gewährt, so ist der Betrag des 
eigenen Einkommens angemessen zu erhöhen, je. 
dodi nicht mit der Zahl der Unterhaltenen zu ver• 
viel/ ältigen. 

7. Der Tarifvertrag vom 6. August 1953 sieht keine 
Besitzstandwahrung vor, jedodi sind Beträge, die 
auf Grund des Vertrages vom 25. November 1952*) 
bereits gezahlt sind und über Beträge hinausgehen, 
die nach diesem Tarifvertrag zustehen, .nicht zu. 
rüclczufordern. 

Der Tarifvertrag vom 25. November 1952*) fuit 
noch Geltung fiir die Angestellten, deren Ange­
stelltenverhältnis in der Zeit vom 1. Januar 1953 
bis 31. August 1953 beendet worden ist. 

8, Nach § 6 Abs. 7 TO. A - neue Fassung - gelten 
im übrigen die Bestimmungen über den Wohnungs­
geldzuschuß der Bundesbeamten in der jeweils gel­
tenden Fassung entsprediend. 
Die z. Z. geltenden Bestimmungen für die Bundes· 
beamten sind 
a) das Besoldungsgesetz vom 16. Dezember 1927 

( RG Bl. 1 S. 349) in der Fassung nach der letzten 
Änderung und Ergänzung durch das Reidis­
gesetz vom 30. März 1943 (RGBl. 1 S. 189) und 
durch das Zweite und Dritte Gesetz zur Ände­
rung und Ergänzung des Besoldungsrechts vom 
20. August 1952 (BGBl. 1 S. 582) und vom 
27. März 1953 (BGBl. 1 S. 81) sowie 

b} die Ausführungsbestimmungen zum Besoldungs­
gesetz vom 16. Dezember 1927 in der Fassung 
der Verordnung des Reichsministers der Finan• 
zen vom 19. Mai 1940 (RBB. S. 139), des Er­
lasses des Reichsministers der Finanzen vom 
8. August 1943 ( RBB. S. 167) und der Ersten 
Verordnung des Bundesministers .der Finanzen 
und des Innern vom 6. August 1.953 (BGB[. 1 
s. 927). 

Neuregelung des Kinderzuschlags für Angestellte 
Landeskirchenamt 
Nr. 22073/B 9-16 

Bielefeld, den 2. 11. 1953 

Nachstehenden Tarifvertrag und die Durchfüh­
rungsbestimmungen geben wir auszugsweise be­
kannt. 

Die Leitung der Evangelischen Kirche von West­
falen hat beschlossen, daß nach diesem Tarifvertrag 
nebst Durchführungsbestimmungen auch bei den 
tarifmäßig besoldeten Arbeitskräften der Kirchen­
gemeinden und kirchlichen Verbände zu verfah­
ren ist. 

Der Tarifvertrag vom 6. August 1953 tritt an die 
Stelle des Tarifvertrages vom 3. November 1952 
(KABI. 1953 S. 10). 
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Tarifvertrag 

vom 6. August 1953 über die Neuregelung des 
Kinderzuschlags fiir Angestellte 

Gem. RdErl. d. Finanzministers B 4160 - 100661/V 
u. d. Innenministers II C 4127.14115 - 15527153 

v. 8. 9. 1953 

A. Nachstehenden Tarifvertrag geben wir belcannt: 

„Tarifvertrag 

vom 6. August 1953 

Zwischen 
der Bundesrepublik Deutsdiland, 
vertreten durch den Bundesminister der Finanzen, 
der Tarifgemeinschaft deutsdier Länder, 
vertreten durdi den Vorsitzer des Vorstandes, 



der Vereinigung der lwmmunalen Arbeitgeberverbände, 
vertreten durch den Vorstand 

einerseits, 
und 

der Gewerkschaft Öffentliclie Dienste, Transport und 
Verkehr - Hauptvorstand - Stuttgart, 
der Deutschen Angestelltengewerkschaft - Hauptvor· 
stand - Hamburg, 

andererseits, 
wird für die Tarifangestellten 
a) der Bundesverwaltung einschließlich der in Artil.el 

130 des Grundgesetzes bezeichneten Verwaltungs· 
organe und Einrichtungen - mit Ausnahme der 
Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bundes­
post-, 

b) der Verwaltungen und Betriebe der Länder und der 
Stadgemeinde Bremen; soweit deren Arbeitsverhält­
nisse durch Tarifvertrag zwisclien der Tarifgemein· 
schaf t deutscher Länder und den oben genannten 
Gewerkschaften bestimmt werden, 

c) der Mitglieder der Mitgliederverbände der Vereini· 
gung der kommunalen Arbeitgeberverbände, soweit 
deren Arbeitsverhältnisse durcli Tarifvertrag zwi. 
schen der Vereinigung der kommunalen Arbeit· 
geberverbände und den oben genannten Gewerk· 
schaf ten bestimmt werden, 

folgendes vereinbart: 
§ 1 

l. Der § 10 der Tarifordnung A für Angestellte im 
öffentlichen Dienst (TO. A) in der Fassung des Ta· 
rifvertrages vom 3. November 19522) wird in den Ab­
sätzen 2, 3 und 4 wie folgt geändert: 

' a} Absatz 2: 

(2) Der Kinderzuschlag beträgt 
für jedes Kind bis zum vollendeten 6. Le­
bensjahr monatlich 25 IJM, 
f iir jedes Kind nach vollendetem 6. bis zum 
vollendeten 14. Lebensjahr monatlich 30 DM, 
fü.r jedes Kind nacli vollendetem 14. Le­
bensjahr monatlirli 35 DM. 

b) Absatz 3 Satz 1: 
(3) Der Kinderzuschlag wird bis zur Vollen• 

dung des 24. l,ebensjahres gewährt; für 
Kinder, die das 16. Lebensjahr vollendet 
haben, jedoch nur, wenn sie 
1. sich in der Schulausbildung oder in der 

Ausbildung für einen künftig gegen Ent· 
gelt auszuübenden Lebensberuf befinden, 
und wenn sie 

2. nicht ein eigenes Einlwmmen von mehr 
als 75 DM monatlich haben. 

c} Absatz 3 erhiilt folgenden neuen Satz 3: 
Entsprechendes gilt fi.ir Verzögerungen infolge 
nationalsozialistischer Verfolgwigs• und Unter· 
drüclmngsmaßnahmen sowie für Verzögerungen, 
die infolge der Verhältnisse der Kriegs. und 
Nadilcriegs:i.eit ohne einen von den Beteiligten 
zu vertretenden Umstand eingetreten sind. 

d) Der bisherige Satz 3 im Absatz 3 (Hinweis auf 
die Besolgzmgsvorsdirif ten) wird gestrichen. 

e) Absatz 4: 
(4) für Kinder, die wegen lcörperlicher oder 

· geistfger Gebrechen dauernd erwerbsunfä· 

ll) KA:Bl. 1953 S. 10, 

hig sind und f üi· die ein Kinderzuschlag 
oder eine Kr'.nderbeihilf e vor Vollendung 
des 24. Lebensjahres von einer öff ent· 
liehen Verwaltung oder einem öffentlichen 
Betrieb gewährt worden war und bei denen 
die dauernde Erberbsunfähigkeit vor Voll• 
endung des 24. Lebensjahres eingetreten 
ist, wird der Kinderzusclilag ohne Rücksicht 
auf das Lebensalter gewährt, sofern sie 
nicht ein eigenes Einkommen von mehr als 
75 DM monatlicli haben. 

Tl. Dem § 10 der Tarifordnung A fiir Angestellte im 
öffentlichen Dienst (TO. A) wird folgender neuer 
Absatz 5 angefügt: 
(5) Im übrigen gelten die Bestimmungen über die 

Gewährung des Kinderzuschlages an die Bun­
desbeamten in der jeweils geltenden Fassung 
entsprecliend; der § 39 Abs. 3 des Besoldungs­
gesetzes vom 16. Dezember 1927 (RGBl. I 
S. 349) in der für den Bund geltenden Fas• 
sung findet jedoch keine Anwendung. 

§2 

Die Allgemeine Dienstordnung ( ADO) Nr. 1 zu 
§ 12 ATO und die Allgemeine Dienstordnung 
( ADO) Nr. 1 zu § 10 TO. A sind nicht mehr anzu· 
wenden. § 3 

Soweit im Bereich der Vereinigung der Twmmu• 
nalen Arbeitgeberverbände andere · tarifliclie Be· 
stimmungen fiir die Gewä.hrung des Kinderzusclilags 
als die in den §§ 1 und 2 genannten gelten, werden 
sie entsprechend den Bestimmungen der §§ 1 und 2 
in gleiclier Weise abgeiindert. 

§4 

Dieser Tarifvertrag gilt nicht für Angestellte der 
Stuttgarter Straßenbahnen AG. sowie fiir Ange· 
stellte, die nacli dem Gehaltstarif fiir Angestellte 
von hessischen Versorgungs. und VerkehrslJetrieben 
(HGTAV) besoldet werden, es sei denn, daß diese 
Angestellten als Sozialzulagen Kinderzuschläge p,ach 
der Beamtenregelung erhalten. 

Er gilt ferner niclit für Angestellte derjenigen 
Mitglieder der Arbeitsreclitlichen Vereinigung der 
Gemeinden und gemeinwirtschaftliclien Unterneh­
men in Nordrhein-Westfalen, an die neben Kinder· 
geld ( Kinderzuschläge) Hansstandsgeld (Frauen· 
geld, Franenzuschlag} gezahlt wird. 

§ 5 

Dieser Tarifvertrag tritt an die Stelle des Tarif· 
vertrages vom 3. November 19522). Er tritt zu § 1 
Abs. l b), c) und e) am 1. August 1952, i1n übrigen 
am 1. Januar 1953 in Kl'aft. Er kann mit einer 
Fl'ist von 6 Wochen zum Vierteljahresschluß, erst• 
malig zum 31. März 1954 gehiindigt werden. Für 
die Angestellten, deren Angestelltenverhältnis in 
der Zeit vom 1. Januar .1953 bis 31. August 1953 
beendet ist, verbleibt es bei den Bestimmungen 
des Tarifvertrages 1:om 3. Novembel' 1952!} 

Bonn, den 6. August 1953." 

B. ,Bei der Durchführung des Tarifvertrages sind fol• 
gende Bestimmungen zu beachten: 

1. Der Tarifvertrag vo.m 6. August 1953 tritt an die 
Stelle des 1'arifvertrags vom 3. November 1952 
(MBl. NW 1952 S. 1819)2). 
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2. Der neue Tarifvertrag enthält gegenüber der alten 
Regelung im wesentlidien nur folgende Änderung: 
a) Der Kinderzusdilag von 35 DM wird nidit erst 

nach vollendetem 16., sondern bereits nach voll­
endetem 14. Lebensjahr gezahlt. 

b) Die Bestimmung über die Gewährung des Kin­
derzuschlags im Falle der Verzögenmg der 
Sdwl- oder Berufsausbildung durch Erfüllung 
der gesetzlidien Arbeits- und Wehrdienstpflicht 
über das 24. Lebensjahr hinaus ist auf Fälle der 
Verzögerung der Ausbildung infolge national­
sozialistischer Verfolgungs- und Unterdrüdmngs­
maßnahmen sowie infolge der Verhältnisse der 
Krieg- und N adihriegszeit, die ohne einen von 
den Beteiligten zu vertretenden Umstand ein­
getreten sind, erweitert worden. 

Unser gern. RdErl. v. 30. Oktober 1952 - d. Fi­
nanzministers -- B 5022-12003/[V u. d. Innen­
ministers - II D 3125.43-5927152 - ist dadurdi 
gegenstandslos geworden. 

3. Der Tarifvertrag vom 3. November 19522) hat noch 
Geltung fiir die Angestellten, deren Angestellten­
verhiiltnis in der Zeit vom 1. Januar 1953 bis 31. 
August 1953 beendet, worden ist. 

2) KABI. 1953 Seite 10 

4. Nadi § 10 Abs. 5 TO. A - neue Fassung - gelten 
im übrigen die Bestimmungen über den Kinder­
zusdilag der Bundesbeamten in der jeweils gelten­
den Fassung entsprediend. 

Die z. Z. geltenden Bestimmungen für die Bun­
desbeamten sind 

a) Das Besoldungsgesetz vom 16. Dezember 1927 
(RGBZ. I S. 349) in der Fassung nach der letzten 
;fnderung und Ergänzung durdi das Reichsgesetz 
vom 30. März 1943 ( RGBl. I S. 189) und durch 
das Zweite und Dritte Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung des Besoldungsrechts vom 20. August 
1952 (BGBl. I S. 582) und vom 27. März 1953 
(BGB!. I S. 81) sowie 

b) die Ausfühnmgsbestimmungen zum Besoldungs­
gesetz vom 16. Dezember 1927 in der Fassung 
der Verordnung des Reidisministers der Finan­
zen vom 19. Mai 1940 (RBB. S. 139), des Erl. 
des Reidisministers der Finanzen vom 8. August 
1943 (RBB. S. 167) und der Ersten Verord­
nung des Bundesministers der Finanzen und des 
Innern vom 6. August 1953 (BGBl. l S. 927 ). 

- MBl. NW. 1953 S. 1559. 

Neuregelung des Kinderzuschlags für Arbeiter 
Landeskirchenamt 
Nr. 22072/B 9 -16 

Bielefeld, den 2. 11. 1953 

Nachstehenden Tarifvertrag und die Durch­
führungsbestimmungen geben wir auszugsweise 
bekannt. 

Die Leitung der Evangelischen Kirche von West­
falenfalen hat beschlossen, daß nach diesem Tarif­
vertrag nebst Durchführungsbestimmungen auch 
bei den tarifmäßig besoldeten Arbeitskräften der 
Kirchengemeinden und kirchlichen Verbände zu 
verfahren ist. 

Der Tarifvertrag vom 6. August 1953 tritt an die 
Stelle des Tarifvertrages vom 3, November 1952 
(KABI. 1953 S. 11). 

Tarifvertrag 
vom 6. August 1953 über die Neuregelung des 

IGnderzusdilags für Arbeiter 

Gem. RdErl. d. Finanzministers - B 4260 - 10097/IV 
u. d. Innenministers - II C 4127.14145 -15546153 

v. 9. 9, 1953 

A. Nadistehenden Tarif ver trag geben wir belcannt: 
,,Tarifvertrag 

vom 6. August 1953 

Zwisdwn 

der Bundesrepublik Deuts<iiland, 
vertreten durch den Bwulesminister der Finanzen, 

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, 
vertreten durch den Vorsitzer des Vorstandes, 

der Vereinigung der lwmmunalen Arbeitgeberverbände, 
vertreten durch den Vorstand 

einerseits 
und 

der Gewerlcsdiaft Öffentliche Dienste, Transport und 
Verl.ehr - Hauptvorstand - Stuttgart, 

andererseits, 
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wird für die Lohnempfänger 
a) der Bundesverwaltung einschließlich der in Artikel 

130 des Grundgesetzes .bezeichneten Verwaltungs­
organe und Einriditungen -- mit Ausnahme 1/e,r 
Deutsdien Bundesbahn und der Deutschen Bundes­
post-, 

b) der Verwaltungen und Betriebe der Länder und der 
Stadtgemeinde Bremen, soweit deren Arbeitsver­
hältnisse durdi Tarifvertrag zwischen der Tarifge­
meinsdiaf t deutsdier Länder und der oben genann­
ten Gewerksdiaf t bestimmt werden, 

c) der Mitglieder der Mitgliedverbände der Vereini­
gung der lwmmunalen Arbeitgeberverbände, soweit 
deren Arbeitsverhältnisse durdi Tarifvertrag zwi­
schen der Vereinigung der lwmmunalen Arbeit­
geberverbiinde und der obengenannten Gewerli­
sdiaf t bestimmt werden, 

folgendes vereinbart: 
§ 1 

l. Der § 6 der Tarifordnung B für Arbeiter im öffent­
lidien Dienst (TO. B) in der Fassung des Tarif· 
vertrages vom 3. November 19523) wird in den Ab­
sätzen 2, 4, 5, 6, 7 wie folgt geändert: 

a) Absatz 2: 
Der [(iderzuschlag beträgt bei einer regelmä­
/Jigen wöchentlichen Beschäftigung von 36 Stun­
den oder mehr fiir jedes Kind: 

bis zum voll- nuch voll-
ent..lcten cncl„tem 6. 

6. Lebens- b. zum voll-
jahr endctcm 14. 

Lebensjahr 
DM DM 

wenn die Lohnzeit-
räume nach Monaten 
bemessen sind 25,- 30,-

wenn die Lohnzeit-
räume nach Wochen 
bemessen sind 5,75 6,90 

nach voll­
endetem 
14,Le­

beusjahr 

DM 

35,-

8,05 



Diese Sätze vermindern sich auf die Hälfte, wenn 
die regelnüißige wöchentliche ·Beschäftigung 24 
Stunden nicht erreicht, auf %, wenn die regel­
mäßige wöchentliche Beschäftigung zwischen 24 
und 36 Wochenstunden liegt, ohne 36 Wochen­
stunden zu erreichen. 

Bei einer regelmäßigen Beschäftigung von weni­
ger als 18 Wochenstunden erhalten die Arbeiter 
von dem vollen Kinderzuschlag einen Teil, der 
dem Maß ihrer Arbeitsleistung entspricht. 
Nu r a n e i n z e l n e n T a g e n beschäftigte 
Lohnempfänger ( z. B. Hilfslageraufseher) er­
halten für jedes ldnderzuschlagsberechtigte Kind 
einen Kinderzuschlag: · 

narh voll­
bis zum voll- endetem 6. 

endeten bis zum voll-
6. Lebens- endetPn 14. 

jahr in Lebensjahr in 
Höhe von, Höbe von: 

nach voll. 
endote1n 

14.Lebms­
jahr in 

Höbe von: 

0,85 DM 1,- DM 1,15 DM 

bei einer Tngr,i,leisttuug 
von je Tag: 

von 6 Stunden 
und mehr 

0,65 DM 0,80 DM 0,95 DM von 4 bis aus. 
schließlich 6 Std. 

0,40 DM 0,50 DM 0,60 DM von weniger als. 4, 
aber mehr als 2 Std. 

b) Absatz 4: 
Bestand das Dienstverhältnis nicht während 
eines ganzen Lohnzeitraumes ( z. B. bei Ein­
stellung oder Ausscheiden während des Lohn­
monats oder der Lohnwoche), so wird für jedes 
Kind und jeden Tag, an dem ein Dienstver­
hältnis in diesem Teillohnzeitraum bestand, ein 
Kinderzuschlag von 0,85 DM bis zum ·vollende­
ten 6. Lebensjahr, von 1,- DM nach vollende­
tem 6. bis zum vollendeten 14. Lebensjahr und 
von 1,15 DM nach vollendetem 14. Lebensjahr 
des Kindes gewährt. 
Absatz 2, Satz 2 und 3 und Absatz 3 finden ent· 
sprechend Anwendung. 

c) Absatz 5, Satz 1: 
Der Kinderzuschlag wird bis zur Vollendung des 
24. Lebensjahres gewährt, für Kinder, die das 
16. Lebensjahr. 1Jollendet haben, jedoch nur, 
wenn sie 
1. sich in der Schulausbildung oder in der Ans­

bildung für einen künftig gegen Entgelt aus­
zuiibenden Lebensberuf befinden, und wenn 
sie 

2. nicht ein eigenes Einkommen von mehr als 
75 DM monatlich haben. 

d) Absatz 5 erhält folgenden neuen Satz 3: 

,,Entsprechendes gilt für Verzögerungen infolge' 
nationalsozialistischer Verfolgungs- und Unter­
drüclcu.ngsmaßnahmen sowie für Verzögerungen, 
die infolge der Verhiiltnisse der Kriegs· und 
Nachhiegszeit ohne einen von den Beteiligten 
zu vertretenden Umstand eingetreten sind." 

e) Absatz 6 wird gestrichen; die Absätze 7 zmd 8 
erhalten die Bezeichnung 6 und 7. 

f) Absatz 6 (bisher 7 ): 

Für Kinder, die wegen l~örperlicher oder gei­
stiger Gebrechen dauernd eriverbsunf ähig sind 
und für die ein Kinderzuschlag oder eine Kin­
derbeihilfe vor Vollendung des 24. Lebensjahres 
von einer öffentlichen Verwaltung oder einem 

öffentlichen Betrieb gewährt worden war und 
bei denen die dauernde Erwerbsunf ähiglceit vor 
Vollendung des 24. Lebensjahres eingetreten ist, 
wird der Kinderzuschlag ohne Riicksicht auf das 
Lebensalter gewährt, sofern sie niclit ein eigenes 
Einl,ommen von mehr als 75 DM monatlich 
haben. 

lI. Der § 6 der Tarifordnung B fiir Arbeiter im öffent· 
liehen Dienst erhält folgenden neuen Absatz 8: 
,,lm übrigen gelten die Bestimmungen über die Ge­
währzmg des IGnderzusclilages an die Bundesbeam­
ten in der jeweils geltenden Fassung entsprechend, 
§ 39 Abs. 3 des Besoldungsgesetzes vom 16. De­
zember 1927 (RGBl. I S. 349) in der für den Bund 
geltenden Fassung findet jedocli keine Anwendung." 

§2 

Die Allgemeine Dienstordnung ( ADO) Nr. 1 zu 
§ 12 ATO und die Allgemeine Dienstordnung ( ADO) 
Nr. 1 zu § 6 TO. B sowie die Anordnung des 
Reichstreuhänders für den öf /entliehen Dienst vom 
13. März 1942 (RBB. S. 147) sind nicht mehr anzu­
wenden. §3 

( 1) Soweit im Geschäftsbereich des Bundesmini­
sters für Verlcehr für die Arbeiter der Wasser­
und Schiff ahrtsverwaltzmg und des Bundes­
sclilep pbetriebes in der TO. S und TO.-Schlepp 
andere tarifliche Bestimmungen für die Ge­
wiihrzmg des Kinderzusdilages an Arbeiter als 
die in § .l genannten gelten, werden sie · ent­
sprechend den Bestimmungen des § 1 in glei­
cher Weise abgeändert. 

(2) Soweit im Bereich der Vereinigung der kom­
munalen Arbeitgeberverbiinde die tariflichen 
Bestimmungen hinsichtlich der Höhe der Kin­
derzuscl;läge fiir vollbeschäftigte Arbeiter von 
§ ldieses Tarifvertrages abweiclten, werden sie 
entsprechend den Bestimmungen im § 1 dieses 
Tarifvertrag<Js abgeändert. 

§4 
Dieser Tarifvertrag gilt niclit für Arbeiter, die 

nach den Lohntarifen und Sonderbestimmungen fiir 
die hessischen Versorgungs· und V erlcehrsbetriebe 
(HLT-Energie und HLT-Nahverkehr) entlohnt wer­
den, es sei denn, daß diese Arbeiter als Sozialzu­
lagen Kinderzuschliige nach der Beamtenregelung 
erhalten. 

Es gilt ferner nicht fiir Arbeiter derjenigen Mit­
glieder der Arbeitsrechtlichen Vereinigung der Ge­
meinden und gemeinwirtschaftlichen Unternehmun­
gen in Nordrhein.We#falen, an die neben Kinder­
geld (IGnderzuschli:ige) Hausstand:;geld (Frauen• 
geld, Frauenzuschlag) gezahlt wird. 

§5 

Dieser Tarifvertrag tritt an die Stelle des Tarif· 
vertrages vom 3. November 19523). Er tritt zu § .l 
Absatz I c), d) und f) mit Wirkung vom 1. August 
1952, im iibrigen mit Wirkung vom 1. Januar .l953 
in Kraft. Er kann mit einer Frist von 6 Wochen 
zum Vierteljahresabschhtß, erstmalig zum 31. März 
1954 gehündigt werden. 

Fiir die Lohnempfänger, deren Arbeitsverhältnis 
in der Zeit vom 1. Januar 1953 bis zum 31. August 
1953 beendet ist, verbleibt es bei den Bestimmun­
gen des Tarifvertrages vom 3. November 19523). 

Bonn, den 6. August 1953." 
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B. Bei der Durchführung des Tarifvertrages sind fol­
gende Bestimmungen zu beachten: 

1. Der Tarifvertrag vom 6. August 1953 tritt an die 
Stelle des Tarifvertrages vom 3. November 1952 
(MBl. NW. S. 1821).3) 

2. Der neue Tarifvertrag enthält gegenüber der alten 
Regelung im wesentlichen nur folgende Änderung: 
a) Der Kinderzuschlag von 35 DM wird nicht erst 

nach vollendetem 16., sondern bereits nach voll­
endetem 14. Lebensjahr gezahlt. 

b) Die Bestimmung über die Gewährung des Kin­
derzuschlags im Falle der Verzögerung der Schul­
oder Berufsausbildung durch Erfüllung der ge­
setzlichen Arbeits- und Wehrdienstpfiicht über 
das 24. Lebensjahr hinaus ist auf Fälle der Ver­
zögerung der Ausbildung infolge nationalsozia­
listischer Verfolgungs- und Unterdriidcungsmaß­
nahmen sowie infolge der Verhältnisse der 
Kriegs- und Nachkriegszeit, die ohne einen von 
den Beteiligten zu vertretenden Umstand ein­
getreten sind, erweitert worden. 

Unser gem. RdErl. v. 30. Oktober 1952 d. Finanz­
ministers - B 5022-12003/JV u. d. Innenministers 
- II D 3125.43·-5927152 - ist dadurch gegen­
standslos geworden. 

3) KABI. 1953 Seite 11 

Steuerliche Behandlung der Zusatz­
versorgung der Angestellten 

und Arbeiter im öffentlichen Dienst 
Oberfinanzdirektion Münster 
S 2176-24--S I 2 

Münster, den 4. November 1953 

Ich gestatte mir auf folgende Änderung der Lohn­
steuerrichtlinien 1952 hinzuwei.rnn, mit der Bitte, zu­
gleidi die Ihrer Auf sieht unterstehenden Stellen, soweit 
erforderlich, entsprechend zu unterrichten: 

In den Lohnsteuerrichtlinien 1952 ( Abschnitt 32) 
war bestimmt, daß der Anteil des ölf entlich-recht­
lichen Arbeitgebers an Beiträgen für die Zusatzver­
sicherung der Angestellten und Arbeiter im ölfent· 
liehen Dienst bei der V ersidierungsanstalt des 
Bundes und der Länder nidit zum steuerpfiichtigen 
Arbeitslohn gehören sollte. Die Anordnung ging von 
der Annahme aus, daß diese Zusatzversicherung auf 
einer gesetzlichen Bestimmung beruhe, ähnlich wie 
die Sozialversicherung. Dies ist aber nicht der Fall. 
Die Anordnung ist deshalb mit Wirkung für die 
nach dem 31. Dezember 1953 endenden Lohnzah­
lungszeiträume auf gehoben worden. Die Beiträge des 
Arbeitgebers gehören nunmehr zum Arbeitslohn, so• 
weit sie den Freibetrag für die Zukunftssicherung 
von 312 DM jährlich übersteigen (§ 2 Absatz 3 
Ziffer 2 der Lohnsteuerdurchf ührungsverordnung). 
Sie können insoweit aber vom Arbeitnehmer als Son­
derausgaben gelte1id gemacht werden. 

Im Auftrage 
gez. Thiel 

Landeskirchenamt 
Nr. 23285/B 9-34 

Bielefeld, den 20. 11. 1953 

Vorstehendes Schreiben geben wiir den Kirchen­
gemeinden und Gesamtverbänden bekannt. 
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3. Der Tarifvertrag vom 3. November 19523) hat noch 
Geltung für die Arbeiter, deren Arbeitsverhältnis 
in der Zeit vom 1. Januar 1953 bis 31. August 1953 
beendet worden ist. 

4. Nach § 6 Abs. 8 TO. B - neue Fassung - gelten 
im übrigen die Bestimmungen iiber den Kinder­
zuschlag der Bundesbeamten in der jeweils gelten­
den Fassung entsprechend. 

Die z. Z. geltenden Bestimmungen für die Bun­
desbeamten sind 
a) Das Besqldungsgesetz vom 16. Dezember 1927 

( RGBl. I S. 349) in der Fassung nach der letzten 
Änderung und Ergänzung durch das Reichsgesetz 
vom 30. März 1943 (RGBl. I S. 189) und durch 
das Zweite und Dritte Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung des Besoldungsrechts vom 20. August 
1952 (BGB!. I S. 582) und vom 27. März 1953 
(BGB!. I S. 81) sowie 

b) die Ausführungsbestimmungen zum Besoldungs­
gesetz vom 16. Dezember 1927 in der Fassung 
der Verordnung des Reidisministers der Finan­
zen vom 19. Mai 1940 (RBB. S. 139 ), des Erl. 
des Reichsministers der Finanzen vom 8. August 
1943 ( RBB. S. 167) und der Ersten Verordnung 
des Bundesministers der Finanzen und des Jn. 
nern vom 6. August 1953 (BGBl. I S. 927). 

- MBl. NW. 1953 S. 1562. 

Anzeigetermin für Pachtverträge 
am 31. Dezember 1953 

Landeskirchenamt 
Nr. 22491/B 3- 0~ 

Bielefeld, den 6.11.1953 

Aus gegebener Veranlassung weisen wir auf das 
Landpachtgesetz vom 25. Juni 1952 (BGBl. I S. 343) 
hin. Der Gesetzgeber faßt unter dem Begriff der 
Landpachtverträge alle „Verträge, durch die Grund­
stücke zur landwirtschaftlichen Nutzung gegen Ent­
gelt verpachtet werden, auch soweit sich die Ver­
träge zugleich auf Wohn- oder Wirtschaftsräume, 
die der Bewirtschaftung des verpachteten Grund­
stücks dienen, oder auf landwirtschaftliche Grund­
stücke erstrecken", zusammen. Wegen der Bedeu­
tung dieser Regelung für Abschluß und Verände­
rung von Landpachtverträgen empfehlen wir vor 
allem den Presbyterien der Kirchengemeinden mit 
größerem Grundbesitz das genaue Studium des Ge­
setzes. 

Nach dem Landpachtgesetz ist die Genehmi­
gungspflicht von Landpachtverträgen aufgehoben 
und durch die A n z e i g e b e s t im m u n g ersetzt 
worden. Soweit bei alten Verträgen die erforder­
liche Genehmigung nicht ertßilt oder der Vertrag 
bislang nicht angezeigt wurde, gewährt das Gesetz 
dem Verpächter bis zum 31. 12. 1953 eine letzte 
Möglichkeit, den Pachtvertrag bei der zuständigen 
Behörde (Kreisstelle der Landwirtschaftskammer) 
anzuzeigen. 

Wird die nachträgliche Anzeige von dem Ver­
pächter nicht vorgenommen, so ergeben sich für ihn 
erheb 1 ich e Nachteile. Bekanntlich sieht das 
Landpachtgesetz für langfristige V.erträge eine Be­
schränkung des Pachtschutzes vor, wenn sie recht­
zeitig bei der unteren Landwirtschaftsbehörde an­
gezeigt worden sind; das Gericht kann nach Ablauf 
der Vertragsdauer eine Verlängerung nicht be-



schließen. Wird die Anzeigepflicht zum 31. 12. 1953 
versäumt, so kann das Gericht Anträge, wie z. B. 
auf Erhöhung des Pachtzinses ohne weitere Prü­
fung ablehnen. Schließlich kann das Gericht den 
Verpächter durch Ordnungsstrafe - im Einzelfall 
bis zu 1000,- - zur Vorlage eines nicht angezeig­
ten Vertrages anhalten. Während somit dem Ver­
pächter erhebliche Nachteile durch die Versäumung 
der Frist entstehen können, erleidet der Pächter 
keine Nachteile. Er kann vielmehr bei einem nicht 
angezeigten Pachtvertrag im Falle der Kündigung 
oder des Ablaufs eine Verlängerung beim Amts­
gericht beantragen. Die Anzeigepflicht bezieht sich 
auf alle Pachtgrundstücke mit einem Flächeninhalt 
von mehr als 1000 qm, ausgenommen Heuerlings­
verträge. 

„Ein Verpächter", - so lautet eine Information 
der Bundesregierung - ,,der sich nicht darüber klar 
ist, ob ein von ihm abgeschlossener Pachtvertrag ge­
nehmigt worden ist oder einer Genehmigung be­
durfte, tut gut daran, sich von seiner Berufävertre­
trung beraten zu lassen und im Zweifel den Vertrag 
nachträglich anzuzeigen." 

Bevotlmädttigung 
für die Evangelisdte Unterweisung 

Landeskirchenamt 
Nr. 22955/C 9-07 

Bielefeld, den 12. 11. 1953 

Lehrer und Lehrerinnen, die Lehr.befähigung 
und vorläufige Bevollmächtigung für die Evange­
lische Unterweisung besitzen und diesen Unterriclit 
schon mindestens 2 Jahre erteilt haben, werden 

vom 25. Januar 1954 (Anreise bis 18 Uhr) 
bis 31. Januar 1954 (Abreise mittags) 

zu einer Rüstzeit nach Haus Villigst ein­
geladen. Dort können sie, falls der Wunsch besteht, 
die endgültige Beyollmächtigung empfangen. 

Die Teilnehmer sind Gäste der Kirche und 
brauchen nur die Fahrtkosten (die um 7' ermäßigt 
werden) selber tragen. 

Anmeldungen sind bis zum 10. Januar 1954 an 
das Katechetische Amt, Villigst b. Schwerte/Ruhr, 
Iserlohner Str. 20, zu richten. 

Neuer Orgel- und 
Glodcensachverständiger 

Landeskirchenamt 
17388/A 8-11 

Bielefeld, den 10. 11. 1953 

Neben den Herren Studienrat Königsfeld und 
Kirchenmusikdirektor Schönstedt tist jetzt mit sofor­
tiger Wirkung Herr Professor Wolfgang A u 1 er 
als Orgel- und Glockensachverständiger berufen 
worden. 

Durch die Berufung von Herrn Professor Auler 
hat sich die Notwendigkeit folgender Neuaufteilung 
der zu betreuenden Kirchenkreise ergeben: 
a) Professor Au 1 er, Witten-Ruhr, Gartenstr. 18, 

für die Kiirchenkreise Bochum, Dortmund, Gel­
senkirchen, Hamm, Hattingen-Witten, Herne, 
Soest und Unna; 

b) Studienrat Kantor K ö n i g s f e 1 d , Siegen, 
Damaschkestr. 15, für die Kirchenkreise Hagen, 
L,erlohn, Lüdenscheid, Schwelm, Siegen und 
Wittgenstein; 

c) Kirchenmusikdirektor S c h ö n s t e d t , Herford, 
Münsterkirchplatz 2, für die Kirchenkreise 
Bielefeld, Gütersloh, Halle, Herford, Lübbecke, 
Minden, Münster, Paderborn, Recklinghausen, 
Steinfurt, Tecklenburg und Vlotho. 
Wir weisen bei dieser Gelegenheit nochmals 

darauf hin, daß die Kirchengemeinden bei allen 
Vorhaben hinsichtlich der Beschaffung von Glocken, 
beo. Neu- und Umbauten von Orgeln sich gemäß 
§ 27 der Verwaltungsordnung mit dem zuständigen 
Orgel- und Glockensachverständigen in Verbindung 
setzen müssen. Dieses gilt für die :fachmännische 
Beratung bei der Planung wie auch für die Ab­
nahme der Orgelwerke und Glocken, für die Über­
wachung von Reparaturen und Änderungen der 
Disposition bei Orgeln. 

Die Arbed.ten zur Instandsetzung und zum Um­
bau von Orgeln dürfen erst dann in Auftrag gege­
ben und Verträge über die Neuaufstellung von 
Orgeln erst dann endgültig abgeschlossen werden, 
wenn unsere Genehmigung erteilt ist. Bei Be­
antragung unserer Genehmigung sind vorzulegen: 
a) Der Beschluß des Presbyteriums, 
b) der Kostenanschlag, 
c) ein Vorschlag über ,die Disposition, 
d) Der Finanzierungsplan, 
e) das Gutachten unseres SachverständJ.gen. 

Nach Abschluß der Arbeiten ist der Orgelbau­
firma gegenüber eine Abnahmeerklärung erst dann 
zu geben, wenn festgestellt tist, daß die Arbeiten 
vertragsgemäß durchgeführt sind und gegen die 
Abnahmeerklärung seitens unseres Sachverstän­
digen Bedenken nicht erhoben werden. 

Dasselbe gilt sinngemäß bei der Beschaffung von 
Glocken. 

Persönlidte und andere Nadtridtten 
Bestätigt sind 

die von der Kreissynode Wittgenstein am 
25. September 1953 vollzogenen Wahlen des Pfar­
rers Otto Kunze in Feudingen zum Synodal­
a s s e s s o r und des Pfarrers Lorenz S c h n e 11 in 
Elsoff zum s t e 11 v e r t r e t e n e n S y n o d a 1-
a s s es s o r des Kirchenkreises W i t t g e n s t e in. 

Zu besetzen sind 
die durch die Berufung des Pfarrers Adolf 

Müsse nach Hilchenbach erledigte (1.) Pfarrstelle 
der Kirchengemeinde B ö n e n , Kirchenkreis 
Hamm. Das Landeskirchenamt macht von seinem 
Vorschlagsrecht Gebrauch. Bewerbungen sind an 
das Landeskirchenamt zu richten. Die Gemeinde 
hat Luthers Katechismus; 

die durch die Berufung des Pfarrers Dr. Enders­
Comberg nach Frankfurt am Main erledigte (1.) 
Pfarrstelle der M e 1 an c h t h o n - Kirchengemeinde 
in D o r t m u n d , Kirchenkreis Dortmund. Das 
Landeskirchenamt macht von seinem Vorschlags­
recht Gebrauch. Bewerbungsgesuche sind an das 
Landeskirchenamt zu richten. Die Gemeinde hat 
Luthers Katechismus; 

die durch Berufung des Pfarrers Reiss nach 
Dortmund-Wickede erledigte (1.) Pfarrstelle der 
J o h a n n e s - Kirchengemeinde in D o r t m u n d , 
Kirchenkreis Dortmund. Die Kirchengemeinde hat 
freies Wahlrecht. Bewerbungsgesuche sind durch 
den Herrn Superintendenten an das Presbyterium 

87 



zu richten. Die Gemeinde hat Luthers Katechismus. 
Bevorzugt wird ein Bewerber, der Freude an der 
Jugendarbeit hat. Wohnung ist vorhanden; 

die durch die Berufung des Pfarrers Dr. Seiden­
stücker nach Buer erledigte (1.) Pfarrstelle der 
Kirchengemeinde G r o n a u , Kircllenkreis Stein­
furt. Bewerbungsgesuche sind an das Landes­
kirchenamt zu richten. Die Gemeinde hat den 
Heidelberger Katechismus; 

die durch die Berufung des Pfarrers Müller nach 
Huckarde erledigte (2.) Pfarrstelle der Kirchen­
gemeinde P e t e r s h a g e n, Kirchenkreis Minden. 
Das Landeskirchenamt macht von seinem Vor­
schlagsrecht Gebrauch. Bewerbungsgesuche sind an 
das Landeskirchenamt zu richten. Die Gemeinde hat 
Luthers Katechismus; 

die erledigte Pfarrstelle der Kirchengemeinde 
W i 1 n s d o r f , Kirchenkreis Siegen. Die Kirchen­
gemeinde hat freies Wahlrecht. Bewerbungsgesuche 
sind durch den Herrn Superintendenten an das 
Presbyterium zu richten. Die Gemeinde hat den 
Heidelberger Katechismus. 

Berufen sind 
Pfarrer Martin Bon es s zum Pfarrer der Evan­

gelisch-reformierten Kiirchengemeinde S o es t , 
Kirchenkreis Soest, als Nachfolger des verstorbenen 
Pfarrers Winnacker; 

Pfarrer Wilfried H a h n , bisher in Brakel, zum 
Pfarrer der Evangelisch-lutherischen M ü n s t e r -
Kirchengemeinde in H e r f o r d , Kirchenkreis 
Herford, als Nachfolger des Pfarrers Meinhold, der 
in den Ruhestand getreten ist; 

Pfarerr Albrecht Reis s , bisher in Dortmund­
Johannis, zum Pfarrer der Kirchengemeinde W i k -
k ed e, Kirchenkreis Dortmund, als Nachfolger des 
nach Hülscheid-Heedfeld berufenen Pfarrers Dr. 
Franz; 

Pfarrer Helmut S c h m i d t zum Pfarrer der 
Kirchengemeinde E v i n g , Kirchenkreis Dortmund, 
als Nachfolger des verstorbenen Pfarrers Sonnen­
schein; 

Pfarrer Dr. S c hob e r t , bisher Religions­
lehrer an der Bergberufsschule in Dortmund­
Mengede, zum Pfarrer der J oh an n e s - Kirchen­
gemeinde in Dortmund in die neu errichtete 
(4.) Pfarrstelle; 

Hilfsprediger Rudolf R e i c h zum Pfarrer der 
Kirchengemeinde B u e r , Kirchenkreis Gelsen­
kirchen, in die neu errichtete (5.) Pfarrstelle; 

Hilfsprediger Klaus S t e in d o r zum Pfarrer 
der Kirchenge:meinde Ar n s b e r g , KirchenkreiE 
Soest, als Nachfolger des d.n die Kirchenkanzlei der 
Evangelischen Kirche in Deutschland berufenen 
Pfarrers Dr. Dr. Niemeier. 

Ordiniert sind 
Hilfsprediger Volkhardt D i e tri c h am 6. Sep­

tember 1953 in Recklinghausen; 
Hilfsprediger Günther L i t s c h e 1 am 18. Okto­

ber 1953 in Hagen-Vorhalle. 

Eingesegnet ist 

Vikarin Gertrud Wicke am 4. Oktober 1953 
in Soest. 

Gestorben ist 

Pfarrer Willi E d e 1 h o f f in Unna, Kirchenkreis 
Unna, am 22. Oktober 1953 im 48. Lebensjahre. 

Warnung 

vor der. ,,Internationalen Missionsgesellschaft Darm­
stadt". Die Kirchenkanzlei der EKD teilt uns 
folgendes mit: 

,,Die Internationale Millionsgesellscliaft in Darm­
stadt ( Arbeitskreis Freunde der Tat) versendet seit 
Mitte Juli 1953 Schreiben, in denen Organisationen 
und Finnen zur Überweisung eines einmaligen För­
dererbeitrages auf gefordert werden. Bei uns vorlie­
gende Informationen - bestätigt durch die Kirchen­
lcanzlei der Evangelischen Kirche in Hessen und Nas­
sau - lassen keinen Zweifel zu, daß es sich bei der 
Gesellschaft um ein Scliwindelunternehmen handelt. 
Der bei ihr tätige Herr Briinsing ist weder Pastor 
noch Pfarrer. Er hat nie ordentlich studiert und auch 
lcein theologisches Examen gemacht. Wegen Betrüge­
reien saß er in Weißenfels im Gefängnis. Nacli seiner 
Entlassung gehörte er zu den „Fortschrittlichen Pfar­
rern und Friedensfreunden" in Weißenfels, wo er auch 
die Gesellschaft für deutsch-polnische Freundschaft 
mitbegründete. Augenblicklich wird er wieder von der 
Kriminalpolizei Darmstadt gesucht. Wir bitten die 
Pfarrämter vor der Internationalen Missionsgesellschaft 
in Darmstadt zu warnen." 

Vorstehende Mitteilung bringen wir zur allge­
meinen Kenntnis. 

Auftreten eines Betrügers bei Pfarrämtern 

Am 7. September 1953 ist in St. Goarshausen der 
Arbeiter Heinz Friedrichs, 21 Jahre alt, festge­
nommen worden. Er trat an Geistliche beider Kon­
fessionen heran und spiegelte ihnen vor, daß er 
Holländer sei und eine holländische christliche 
Jugendgruppe führe. Er bediente sich dabei des 
Namens Jan Rowers, Holland, und gab an, er sei 
Student. Seine Jugendgruppe stehe mit einem 
Omnibus noch in einem anderen Ort und werde 
alsbald nachkommen, um zu zelten. Er bat um 
Unterstützung bei der Zuweisung eines Zeltplatzes 
und gleichzeitig um Bargeld, da deutsches Geld nur 
wenig vorhanden sei. In verschiedenen Fällen hat 
er dadurch Beträge bis zur Höhe von 30,- DM 
kassiert· und für sich verbraucht. Er kann nur in 
den letzten zwei Monaten tätig gewesen sein und 
hatte.· folgende Reiseroute: Dortmund, Münster, 
Werne, Lünen,. Essen, Bochum; Düsseldorj:, Köln, 
Andernach, Koblenz, Kochern, Wiesbaden, Bad 
Homburg, Wetzlar, Friedberg, Frankfup,~, Darm­
stadt, Mainz, St. Goarshausen .. Da er kein~Angaben 
über Tatorte macht, bitten wir, die Gendamerie­
station St. Goarshausen zu benachrichtigen,dalls er 
bei einem Pfarramt. aufgetreten .. ist •.. : ,i:, · 

Herausgegeben vom Landeskirchenamt der Evangelischen Kirche von Westfalen, Bielefeld, Gütersloher Straß~· 29. - ·Post· 
ans c h r 1f t: (2ia) Bethel bei Bielefeld, Postfach. - Fern s p r e c. h - Nr.: 64 711-13. - Sprechtag. lni Landesklrchenanit:: 
D i e n s t a g (Besuche an anderen Tagen, Insbesondere am Donnerstag, dem Sitzungstag, . nur n.ach vorheriger Vereln~arung) 
- K o n t e.n der Landeskirchenkasse : · Konto Nr. 140 69 beim Postscheckamt Dortmund:· Konto: Nr. ·525 bei der 
Stadtsparkasse Bielefeld; Konto Nr. A 189 bei der ·Darlehnsgenossenschaft de:r westfälischen Inneren Mission in. Münster. -

.Druck: Deutscher Heimat-Verlag, Bielefeld. 




